
Ein für die Ausbildung junger Menschen Verantwortli­
cher „spielte“ im Hochsommer in einem Waldgelände 
während einer Ausbildungspause mit seinem Feuerzeug, 
brannte trockenes Gras an und ließ trotz wiederholter 
Ermahnungen durch andere Bürger nicht davon ab, 
sondern setzte noch größere Grasbüschel in Brand. Als 
das Feuer auf eine Fichtenschanung Übergriff, verließ 
er fluchtartig das Gelände. Die gesamte Schonung 
brannte nieder.
Das Gericht hat in diesem Fall Fahrlässigkeit gemäß § 8 
Abs. 1 StGB bejaht. Diese Beurteilung der Schuld zeigt, 
daß nicht in genügendem Maße die in der Pflichtverlet­
zung liegende Tiefe des gesellschaftlichen Widerspruchs 
beachtet wurde. Sie ergibt sich nicht nur daraus, daß 
der Täter bei hochsommerlichen Temperaturen und gro­
ßer Waldbrandgefahr sowie in Anwesenheit junger, sei­
ner Erziehung anvertrauter Menschen mit Feuer 
„spielte“. Charakteristisch war vor allem, daß der Tä­
ter die Schonung der Vernichtung überließ, als sich das 
Feuer ausbreitete. Es gab keinen ersichtlichen Grund, 
daß der Täter hätte annehmen können, diese Folge 
würde nicht eintreten.
Die Bejahung der Fahrlässigkeit nach § 7 StGB war hier 
u. E. völlig unproblematisch. Der Sachverhalt wirft dar­
über hinaus die Frage auf, ob hier sogar ein Fall be­
dingt vorsätzlicher Brandstiftung i. S. der §§ 185 und 8 
Abs. 2 StGB vorliegt./6/
Bei der inhaltlichen Prüfung der Pflichtensituation und 
der rechtlich relevanten Pflichtverletzung ist zwar stets 
von § 9 StGB auszugehen, diese Bestimmung ist aber 
immer sachbezogen, handlungsorientiert, situations- 
und persönlichkeitsspezifisch zu konkretisieren. Die in 
den Pflichten nach § 9 StGB zum Ausdruck gebrachte 
gesellschaftliche Verantwortung ist stets auf eine nach 
Ort, Zeit und Konstellation der Bedingungen bestimmte 
Situation bezogen. Es genügt daher nicht die Feststel­
lung, daß eine Pflicht schlechthin existiert; es kommt 
vielmehr darauf an, ob sie zum Zeitpunkt der Hand­
lung bestanden hat und exakt bestimmbar und erfüll­
bar war.
Pflichten kraft Gesetzes, z. B. des Arbeitsschutzverant­
wortlichen (§ 193 StGB) nach dem GBA, der ASchVO 
sowie nach den einschlägigen ABAOs, sind relativ ein­
fach festzustellen. Es genügen hier aber nicht nur die 
Quellenangaben und der Nachweis objektiv und subjek­
tiv pflichtwidrigen Handelns. Den Gerichten obliegt 
auch in diesen Fällen die Verantwortung, das Warum 
pflichtwidrigen Handelns exakt zu ergründen.
Die Antwort auf die Frage, warum der Täter pflicht­
widrig handelte, gibt zugleich rechtlich relevante Hin­
weise darauf, ob etwa den Handelnden überfordernde 
Pflichtenhäufungen oder Pflichtenkollisionen Vorlagen, 
die bei der Bewertung der gesamten Pflichtenlage zu 
berücksichtigen sind.
Pflichtenhäufungen, Pflichtenkollisionen und Situatio­
nen ähnlicher Art sowie die verschiedenartigen Anforde­
rungen sind nach §§ 20, 169 StGB, aber vor allem auch 
nach §§ 5 ff. StGB zu berücksichtigen. Diese Fälle sind 
besonders für diejenigen Tätigkeitsbereiche typisch, in 
denen Neuland beschritten wird und in denen mit viel­
fältigen Unsicherheiten, Überraschungen und ähnlichen 
Erscheinungen von vornherein gerechnet weiden muß 
(z. B. Forschung und Entwicklung, medizinischer Be­
reich). Dies betrifft schließlich auch die vielfältigen Auf­
gaben, die der Mensch in seinem Wohnbereich und in 
der Freizeit zu bewältigen hat, die nicht selten ein ho­
hes Maß an Umsicht und Sachkunde auf verschieden­
sten Gebieten verlangen. All diese unterschiedlichen 
Sphären können nicht in das Korsett normativer Rege-
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lungen gepreßt werden. Trotzdem bestehen in all diesen 
Bereichen Pflichten, deren Verletzung zu Schäden füh­
ren kann. Dabei sind die jeweiligen Entscheidungen 
und Handlungen anhand grundlegender Wert- und 
Verhaltensmaßstäbe der sozialistischen Gesellschaft 
sorgfältig zu prüfen. Das betrifft im Kern die Beant­
wortung der Frage, ob und inwieweit sich der Han­
delnde in der konkreten Situation e n t s p r e c h e n d  
oder e n t g e g e n  den ihm gegebenen Möglichkeiten zu 
gesellschaftsgemäßem Verhalten verhalten hat.
Soweit es um eine berufliche Tätigkeit geht, die auf den 
neuesten Erkenntnissen der Wissenschaft beruht und 
noch nicht normiert ist, wird sie nur dann zur Berufs­
pflicht i. S. des § 9 StGB, wenn sie nachweisbar über­
prüft und als gesichert anerkannt ist und wenn der je­
weilige Beruf zur Aneignung dieser neuesten Erkennt­
nisse verpflichtet sowie die Möglichkeiten für deren 
Aneignung vorhanden waren./7/

Beurteilung der Entscheidungs- und Handlungssituation
Die Spezifik und auch nicht selten der hohe Kompli­
ziertheitsgrad sowie die Leistungsanforderungen der 
konkreten Entscheidungs- und Handlungssituation er­
fordern eine eingehende Darstellung der konkreten 
Pflichtwidrigkeit im Sinne einer verantwortungslosen 
Beziehung des Handelnden zu seinen Pflichten und in 
bezug auf die zu bewältigende Situation. Einige dabei 
zu berücksichtigende Probleme verdeutlicht der folgende 
Sachverhalt:
Der Angeklagte hatte langjährige Erfahrungen als Be­
rufskraftfahrer für Omnibusse und Lkws. An einem 
Herbstabend gegen 23 Uhr befuhr er mit einem Omni­
bus eine Landstraße erster Ordnung. Die Fahrbahn war 
regennaß, und die Verdampfung der Feuchtigkeit führte 
zur Sichtbehinderung. Der Angeklagte hatte deshalb 
Abblendlicht und Nebelscheinwerfer (Halogenlampen) 
eingeschaltet. Dadurch war die vor ihm liegende Fahr­
strecke auf 45 m ausgeleuchtet. Die Fahrgeschwindig­
keit betrug 45 km/h. Weil der Angeklagte mit Fußgän­
gerverkehr rechnete, hielt er zum rechten Fahrbahnrand 
einen Sicherheitsabstand von 1,50 m ein.
Tagsüber hatte der Angeklagte wiederholt eine erhöhte 
Kühlwassertemperatur festgestellt, ohne deren Ursache 
zu erkennen. Als er ein weiteres Mal auf den Tempe­
raturanzeiger sah und sich erst nach zwei bis vier Se­
kunden wieder voll der Fahrbahn zuwandte, nahm er 
unmittelbar vor seinem Fahrzeug ein Hindernis wahr, 
ohne daß er zunächst erkannte, um was es sich han­
delte. Er lenkte scharf nach links, bemerkte aber am 
Holpern des Fahrzeugs, daß er etwas überrollt hatte. 
Daraufhin hielt er sofort an und stellte fest, daß er 
einen Menschen überfahren hatte, der bewußtlos auf 
der Fahrbahn lag. Der Geschädigte verstarb etwa 15 Mi­
nuten danach an schweren inneren Verletzungen. 
Wegen der Herbeiführung dieses Unfalls wurde der An­
geklagte strafrechtlich zur Verantwortung gezogen und 
auf Bewährung verurteilt. Zusätzlich wurde ihm die 
Fahrerlaubnis für die Dauer von elf Monaten entzogen. 
Wesentliche Begründung für diese Verurteilung war, 
daß er sich zu lange und zu einseitig der Kontrolle des 
Temperaturanzeigers gewidmet und dadurch das Ver­
kehrsgeschehen völlig außer acht gelassen habe.
Das Oberste Gericht hat den Angeklagten im Kassa­
tionsverfahren mit Urteil vom 29. April 1975 — 3 Zst 
13/75 — (unveröffentlicht) freigesprochen. Es hat den 
Standpunkt vertreten, daß die Kontrolle von Armatu­
ren zwar notwendig und richtig ist, daß aber dabei das 
Verkehrsgeschehen nicht für eine doch erhebliche Zeit-
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